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Zur Frage des Beginns einer Versichertenrente (hier: BK-Rente) bei einem Altersrentner, 
der noch geringfügig beschäftigt ist. 
Anwendbarkeit des § 46 Abs. 3 S. 2 Nr. 2 SGB VII bejaht, obwohl Versicherter schon seit 
Jahren im Bezug von Altersrente stand. 
 
§§ 72 Abs. 1 Nr. 1; 45 Abs.1; 46 Abs. 3 S. 2 Nr. 2 SGB VII 
 
Urteil des LSG Rheinland-Pfalz vom 19.03.2018 – L 2 U 114/16 – 
Aufhebung des Urteils des SG Trier vom 13.05.2016 – S 4 U 36/15 – 
Vom Ausgang des Revisionsverfahrens beim BSG – B 2 U 7/18 R – wird berichtet  
 

Die Parteien streiten um den Zeitpunkt des Beginns einer BK-Rente. Der Kläger ist 1946 
geboren worden und war zum fraglichen Zeitpunkt schon einige Jahre Altersrentner. Nach dem 
Renteneintritt war er als Bausanierer im Rahmen einer geringfügigen Beschäftigung, zuletzt mit 
einem monatlichen Nettoverdienst von 350.- €, bis zum 10.07.2012 tätig. Ab dem 12.07.2012 
war er arbeitsunfähig erkrankt. 
Mit Bescheid vom 22.07.2014 teilte die Beklagte ihm mit, dass er bis zum Ablauf der 78. 
Woche Anspruch auf Verletztengeld habe, welches aus dem Verdienst aus seiner geringfü-
gigen Beschäftigung berechnet wurde. Mit weiterem Bescheid vom 01.10.2014 erkannte die 
Beklagte eine BK nach Nr. 4104 der Anlage zur BKV an. Die MdE wurde mit 100 v.H. fest-
gestellt, der Tag des Versicherungsfalls auf den 12.07.2012 festgesetzt. 
Der Kläger erhob gegen den Verletztengeldbescheid Widerspruch mit dem Begehren, 
ihm Verletztenrente ab dem 13.07.2012 zu zahlen. Es sei kein Anspruch auf Verletztengeld 
entstanden, da die zuletzt ausgeübte Tätigkeit nicht seine Lebensgrundlage bilde. Daher fehle 
es an der Voraussetzung, wonach unmittelbar vor der Arbeitsunfähigkeit Erwerbs- oder Er-
werbsersatzeinkommen bezogen werden müsse. 
Widerspruch und Klage hatten keinen Erfolg. 
Auf die Berufung des Klägers hob das LSG den Bescheid auf und sprach dem Kläger 
(wie beantragt) einen Anspruch auf Verletztenrente ab dem 13.07.2012 zu. 
Es könne vorliegend dahinstehen, ob einem Anspruch auf Verletztengeld nicht bereits entge-
genstehe, dass der Versicherte zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls Altersruhegeld bezogen 
und somit für die Dauer seiner Arbeitsunfähigkeit wegen einer geringfügigen Beschäftigung An-
spruch auf zwei Leistungen mit Lohnersatzfunktion hatte und somit eine geringfügige Beschäf-
tigung eines Rentenbeziehers keine vom Schutzzweck des § 45 SGB VII umfasste Tätigkeit sei. 
Maßgeblich sei hier § 46 Abs. 3 S. 2 Nr. 2 SGB VII, wonach das Verletztengeld ende, wenn 
eine Leistung nach § 50 Abs. 1 S. 1 SGB V (Renten, Ruhegehälter, vergleichbare Leistungen) 
beginne. 
Zwar “beginne“ hier keine derartige Leistung, aber es komme in dieser Norm der gesetzgeberi-
sche Wille zum Ausdruck, dass es keiner Gewährung von Verletztengeld mehr bedürfe, wenn 
deren Funktion als Lohnersatz nicht mehr erreicht werden könne, weil der Unterhalt durch die 
Zahlung von (hier) Altersrente gewährleistet sei. 
Da vorliegend auch die weitere Voraussetzung dieser Norm erfüllt sei, nämlich, dass die Ge-
währung der Rente nicht im Zusammenhang mit dem Versicherungsfall steht, sei die Versi-
chertenrente ab dem Tag nach dem Versicherungsfall zu leisten. 
Wegen grundsätzlicher Bedeutung der Sache wurde die Revision zum BSG zugelassen. 

 
Das Landessozialgericht Rheinland-Pfalz hat mit Urteil vom 19.03.2018 – L 2 U 114/16 –  
wie folgt entschieden: 
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